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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Interkantonale Zusammenarbeit

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.09.2003
HANS HIRTER

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.05.2004
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Der Schweizerische Hauseigentümerverband zeigte sich über das Ja des Parlaments
zum Steuerpaket befriedigt und sistierte die geplante Lancierung eigener
Volksinitiativen im Bereich des Bausparens und der Eigenmietwertbesteuerung. Die
kantonalen Finanzdirektoren hingegen lehnten die Steuerreform ab. Einen reinen
Systemwechsel hätten sie unterstützt, nicht jedoch das nun vorliegende Modell, das
trotz Abschaffung des Eigenmietwerts weiterhin grosszügige Abzüge für
Unterhaltskosten und Schuldzinsen erlaubt. Die entsprechenden Steuerausfälle seien
für die Kantone nicht tragbar. In der Folge reichten die Regierungen resp. Parlamente
von Bern, Graubünden, Solothurn, Basel-Stadt, Glarus, Jura, Schaffhausen, Wallis,
Obwalden, Sankt Gallen und Waadt erstmals in der Geschichte des Bundesstaates ein
Kantonsreferendum ein. Da das Zustandekommen des Kantonsreferendums bis im
September unklar war, reichte ein links-grünes Komitee ebenfalls das Referendum
gegen das Steuerpaket ein. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Am 16. Mai 2004 entschied das Volk über das Steuerpaket. Insbesondere aufgrund der
befürchteten Einbussen bei der Wohneigentumsbesteuerung sprachen sich neben den
elf Kantonen (BS, BE, GL, GR, JU, OW, SG, SH, SO, VD, VS), welche erstmals seit 1874 das
Standesreferendum ergriffen hatten, auch neun weitere für die Ablehnung der Vorlage
aus. Linke und Grüne, welche ebenfalls das Referendum ergriffen hatten,
Gewerkschaften und der Schweizerische Mieterverband gaben die Nein-Parole heraus.
Zur Befürworterseite zählten die FDP und die SVP sowie die Wirtschafts- und
Arbeitgeberverbände und der Schweizerische Hauseigentümerverband. Auch die CVP
befürwortete das Steuerpaket, allerdings hatten viele Kantonalsektionen die Nein-
Parole herausgegeben. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Zwei im Jahr 2018 eingereichte Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Stadt (Kt.Iv.
18.301) und Genf (Kt.Iv. 18.302) verliehen der Forderung nach Abschaffung des
Eigenmietwerts zusätzliche Schubkraft, in diesem Fall von Seiten der Kantone. Die
WAK-SR, welche sich im Januar 2019 mit den Anliegen befasste, verwies auf ihre eigene,
sich in Arbeit befindende und zum gegebenen Zeitpunkt bereits weit fortgeschrittene
parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 17.400), mit welcher die beiden Anliegen erfüllt
werden könnten. Aus diesem Grund beantragte sie einstimmig, den Initiativen keine
Folge zu geben. Der Ständerat folgte diesem Antrag in der Frühjahrssession 2019

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.03.2019
MARLÈNE GERBER
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oppositionslos. 4

Nach der WAK-SR äusserte sich im Juni 2020 auch die WAK-NR ablehnend gegenüber
zwei Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.301) und Genf (Kt.Iv.
18.302) mit der Forderung nach Abschaffung des Eigenmietwerts. Mit 12 zu 10 Stimmen
bei 1 Enthaltung vertrat die Mehrheit der Kommission die Ansicht, dass sich mit der
Vorlage der WAK-SR (Pa.Iv. 17.400) bereits ein Vorstoss mit dem Anliegen befasse und
man auf parallele Arbeiten verzichten wolle. 
Ein erster Entwurf der WAK-SR war in der Vernehmlassung indes auf beträchtlichen
Gegenwind gestossen, weswegen die ständerätliche Kommission vor Fortsetzen der
Arbeiten in dieser Sache nun die Stellungnahme des Bundesrates abwarten wollte.
Aufgrund coronabedingter Verzögerungen lag die Stellungnahme des Bundesrates der
WAK-NR vor ihrem Beschluss zu den beiden Standesinitiativen noch nicht vor. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.06.2020
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2020 beschloss der Nationalrat mit 98 zu 79 Stimmen (6
Enthaltungen), zwei Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.301) und
Genf (Kt.Iv. 18.302) mit der Forderung nach Abschaffung des Eigenmietwerts keine
Folge zu geben, wobei sie einem Antrag einer Mehrheit der WAK-NR folgte. Die
Kommissionsmehrheit stützte zwar die Forderung nach Abschaffung des
Eigenmietwertes, wollte aber Doppelspurigkeiten vermeiden, die durch Folgegeben der
Standesinitiativen hätten eintreten können, da sich ein Gesetzesentwurf zu einer
parlamentarischen Initiative der WAK-SR (Pa.Iv. 17.400) bereits in Ausarbeitung befand.
Während der parlamentarischen Beratung der beiden Standesinitiativen war die für die
Ausarbeitung des Entwurfs zuständige Kommission daran, Auskünfte bei der Verwaltung
zu offenen Fragen einzuholen. Ein erster Entwurf mit verschiedenen Varianten zur
Ausgestaltung des Systemwechsels hatte sich in einer im Vorjahr durchgeführten
Vernehmlassung als umstritten entpuppt; die Grossmehrheit der Kantone stand dem
Entwurf gar ablehnend gegenüber. Um den Druck zur Ausarbeitung einer griffigen
Gesetzesvorlage aufrecht zu erhalten, hatte eine Kommissionsminderheit der WAK-NR
ihrem Rat Folgegeben beantragt. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2020
MARLÈNE GERBER

1) BBl, 2003, S. 7056 ff. ; BaZ, 21.6.03; 26.9.03. 
2) BBl, 2003, S. 7056 f. und 7269 f.; Presse vom 21.6., 4.7., 17.9., 25.9., 4.10., 10.10. und 28.10.03.; Presse vom 23.6.03.
3) Presse vom 27.1.-14.5.04
4) AB SR, 2019, S. 207 ff.
5) Medienmitteilung WAK-NR vom 23.6.20
6) AB NR, 2020, S. 1581 ff.
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